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Neue Rechtsvorschriften

Das 6. Strafrechtsänderungsgesetz 
der DDR
Dr. GERT TEICHLER,
Ministerium, der Justiz

Am 29. Juni hat die Volkskammer der DDR das 6. Strafrechts
änderungsgesetz — StÄG — (GBl. I Nr. 39 S. 526) nach 2. Le
sung beschlossen. Mit diesem Gesetz wird ein erster, aber 
zugleich wesentlicher Schritt zu der geforderten grundlegen
den Neugestaltung des Strafrechts der DDR gegangen.1

Gegenüber einem bereits Anfang des Jahres vorgelegten 
Entwurf enthält das Gesetz nunmehr neben der Neugestaltung 
des politischen Strafrechts auch umfangreiche Regelungen, 
die im Hinblick auf die Einführung der Währungs-, Wirt
schafts- und Sozialunion mit der Bundesrepublik Deutschland 
erforderlich wurden und die einen ersten Schritt zur Rechts
angleichung auf dem Gebiet des Strafrechts darstellen.

Mit dem 6. StÄG wird nicht nur das Strafgesetzbuch der 
DDR in wesentlichen Teilen geändert und ergänzt, es enthält 
zugleich Änderungen der Strafprozeßordnung, des Einfüh
rungsgesetzes zum Strafgesetzbuch und zur Strafprozeßord
nung, des Gesetzes zur Bekämpfung von Ordnungswidrig
keiten, des Strafregistergesetzes, des Strafvollzugsgesetzes 
und des Paßgesetzes.

Hauptkomplexe der Änderung und Ergänzung 
des Strafgesetzbuchs

Mit dem 6. StÄG vollzieht sich sowohl auf dem Gebiet des 
politischen Strafrechts als auch im Bereich des Eigentums- und 
Wirtschaftsstrafrechts sowie im Allgemeinen Teil des StGB 
eine tiefgreifende Zäsur gegenüber der bisherigen Strafrechts
entwicklung in der DDR. Im Allgemeinen Teil wurden 18 Be
stimmungen aufgehoben und 27 geändert, im Besonderen Teil 
wurden 30 aufgehoben, 58 geändert und 31 neu in das Straf
gesetzbuch aufgenommen.

Von den Änderungen sind im Allgemeinen Teil vor allem 
solche Regelungen betroffen, mit denen in der Vergangenheit 
die Rechte und Freiheiten der Verurteilten z. T. unverhältnis
mäßig weit eingeschränkt wurden (z. B. §§ 47, 48, 51, 52 StGB). 
Weitere Veränderungen des Allgemeinen Teils resultieren 
u. a. daraus, daß sich aus dem gegenwärtig vollziehenden 
Übergang von sozialistischer Planwirtschaft zur sozialen 
Marktwirtschaft grundlegende Änderungen in den Eigen
tumsformen, Strukturen und Leitungsmechanismen in der 
Wirtschaft sowie bei den Mitbestimmungsformen der Arbeit
nehmer in den Betrieben ergeben. Das führt u. a. dazu, daß 
die bisher vom Gesetz geforderten Aufgaben und Formen zur 
Verhütung und Bekämpfung von Straftaten und einer 
Betreuung straffällig gewordener Bürger in den altherge
brachten Strukturen nicht mehr zu realisieren sind und neue 
Wege (z. B. durch den schrittweisen Aufbau einer wirksamen 
Bewährungshilfe, die Ausbildung von Sozialarbeitern und die 
Schaffung entsprechender gesetzlicher Regelungen) gegangen 
werden, müssen.

Mit der Neufassung des 2. Kapitels, aber auch zahlreicher 
Bestimmungen im 8. Kapitel des Besonderen Teils des StGB 
wurde eine entscheidende Wende in der Entwicklung des 
politischen Strafrechts in der DDR erreicht. Es wurde ein 
deutlicher Schlußstrich unter die ständige Ausdehnung dieser 
Bestimmungen gezogen, die über die Bestimmung der „Boy
kotthetze“ gemäß Art. 6 der Verfassung von 1949, die politi
schen Straftatbestände des StEG von 1957, ihre Ausweitung 
im StGB von 1968 bis hin zur uferlosen Kriminalisierung 
jeglicher kritischer Meinungs- und Willensbekundung durch 
das 3. StÄG von 1979 reichte.

Die prinzipielle Neugestaltung des politischen Strafrechts 
bildet den Kern und den Ausgangspunkt für das 6. StÄG. Sie 
ist Ausdruck der demokratischen Erneuerung der Gesellschaft, 
des Staates und des Rechts in der DDR und soll eine Garantie 
dafür bilden, daß die Ausübung friedlicher, gewaltfreier 
politischer Tätigkeit und die Inanspruchnahme verfassungs
mäßiger Grundrechte durch die Bürger gesichert und 
geschützt werden. Mit den Änderungen im 2. und 8. Kapitel 
des Besonderen Teils wurden insbesondere die Regelungen 
aufgehoben, die auf die Durchsetzung einer überzogenen 
Sicherheitsdoktrin der früheren Partei- und Staatsführung

gerichtet waren und die in extensiver Weise repressiven 
Charakter trugen. Das betraf insbesondere die §§ 99, 105, 106, 
213, 219 und 220 StGB, aber auch einzelne Alternativen der 
§§ 96, 100 bis 104, 139 Abs. 3 und 214 StGB.

Mit der Reformierung des politischen Strafrechts soll in 
Realisierung grundlegender Menschenrechte der Internatio
nalen Konvention über Bürgerrechte und politische Rechte, 
die zugleich in der Verfassung der DDR als Grundrechte ver
ankert sind-, gesichert werden, daß politischem Widerspruch, 
geäußert in Wort und Schrift, durch Demonstration oder Zu
sammenschluß, ausschließlich mit politischen Mitteln zu 
begegnen ist.

Das Strafrecht soll künftig in diesem Bereich politischer 
Auseinandersetzung dort seinen Platz haben, wo versucht 
wird, politische Ziele mit Drohung, Gewalt und Terror durch
zusetzen, weil durch solche Handlungen elementare Regeln 
des Zusammenlebens der Menschen verletzt werden.

Einschneidende Veränderungen bringt das 6. StÄG auch 
für das bisherige 5. und 6. Kapitel des Besonderen Teils des 
StGB (Straftaten gegen das Eigentum und die Volkswirt
schaft). Im Prozeß des Zusammenwachsens beider deutscher 
Staaten und der Herausbildung einer einheitlichen deutschen 
Staatlichkeit, die auf einer ökologischen und sozialen Markt
wirtschaft basiert, ergeben sich auch für die Rechtsanglei
chung der Strafbestimmungen zum Schutz des Eigentums und 
der Wirtschaft neue Anforderungen.'1

So bedarf es sicherlich auch keiner weiteren Begründung, 
daß mit dem gegenwärtig in der DDR vollzogenen Schritt des 
Übergangs von einer zentralistischen Planwirtschaft in eine 
moderne, westliche Industriegesellschaft keine reale Basis für 
sozialistisches Eigentum in der Volkswirtschaft und seinen 
gesonderten strafrechtlichen Schutz mehr besteht. Hieraus 
ergibt sich eine weitgehende Neugestaltung der Strafbestim
mungen des 5. und 6. Kapitels und eine Zusammenführung 
des Schutzes unterschiedlicher Eigentumsformen.

Neben den vorgenannten Hauptkomplexen beruhen wei
tere Änderungen und Ergänzungen im StGB auf der mit dem
6. StÄG vorgenommenen Umsetzung des Gemeinsamen Proto
kolls über Leitsätze und der Anlage III zum Staatsvertrag 
zwischen der DDR und der BRD.

Änderungen des Allgemeinen Teils des StGB

Im Allgemeinen Teil werden die Präambel, die Art. 1 bis 8 
sowie die §§ 26, 32, 34, 46 bis 48, 50 bis 52 sowie 57 StGB auf
gehoben.

Insbesondere die Präambel und ein Teil der Bestimmungen 
des 1. Kapitels des Allgemeinen Teils des StGB, aber auch die 
§§ 26, 32 und 46 gingen von Grundsätzen eines sozialistischen 
Strafrechts und von Aufgaben der Leiter der Betriebe, der 
Volksvertretungen, anderer Organe sowie der Arbeitskollek
tive für die Verhütung von Straftaten aus, die von der realen 
gesellschaftlichen Entwicklung nicht mehr getragen werden.

Aufgehoben wurden weiter alle Bestimmungen, die sich 
auf eine mögliche Arbeitsplatzbindung des Verurteilten be
ziehen oder die weitere administrative Verpflichtungen zum 
Inhalt haben (wie z. B. Umgangs-, Verwendungs-, Besitz- und 
Aufenthaltsverbote) und die in der Vergangenheit nicht selten 
der Durchsetzung politisch motivierter strafrechtlicher Ent
scheidungen dienten. Das betrifft insbesondere die §§ 33 Abs. 1 
Ziff. 1 bis 4, 34, 35 Abs. 6, 45 Abs. 3 Ziff. 1, 3, 4, 5 und 6, 51 
und 52 StGB.

Ebenso wurden die Bestimmungen der §§ 47 und 48 (Maß
nahmen zur Wiedereingliederung) aufgehoben, mit denen 
nach der Strafverbüßung teilweise weitgehend in die persön
liche Sphäre des Verurteilten eingegriffen wurde und deren 
Realisierung häufig nicht möglich war. Bei einer Verletzung 
von staatlichen Kontrollmaßnahmen, die durch die Volks
polizei auferlegt wurden, war eine Verurteilung nach § 238 
StGB häufig schon vorprogrammiert. In diesem Zusammen
hang wurde § 238 (Verletzung gerichtlicher Maßnahmen) eben
falls aufgehoben. 1 2 3
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